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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung einer 
Übergangs Vergütung für die am Ende des Wirtschaftsjahres 
1970/71 vorhandenen Bestände an für die Brotherstellung 
geeigneten Roggen sowie an Mais. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. April 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 


Drude; Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung einer Übergangsvergütung für die am Ende des 
Wirtschaftsjahres 1970/1971 vorhandenen Bestände an für die 
Brotherstellung geeignetem Roggen sowie an Mais 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. . . ./71 -), insbesondere 
auf Artikel 9 Absatz 1 und 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die in Verordnung Nr. 120/67/EWG Artikel 
9 Absatz 1 vorgesehene Übergangsvergütung soll 
vor allem vermieden werden, daß zu dem Zeitpunkt, 
da die monatlichen Zuschläge auf den Interventions- 
preis aufhören, Getreide zur Intervention angeboten 
wird, während ein Großteil der Getreidevorräte vor 
der neuen Ernte direkt auf dem Markt abgesetzt 
werden könnte. Diese Situation kann nur bei den 
Beständen an zur Brotherstellung geeignetem Rog- 
gen in bestimmten Gebieten der Gemeinschaft ein- 
treten, weshalb nur für diese Getreidesorte die in 
Artikel 9 der erwähnten Verordnung vorgesehene 
Übergangsvergütung gewährt wird. 

Bei Mais können trotz einer Mangellage in der 
Gemeinschaft insgesamt in bestimmten Gebieten ge- 
wisse Mengen zur Intervention angeboten werden. 
Für diese Getreideart ist deshalb ebenfalls eine 
Übergangsvergütung festzusetzen. Normalerweise 
erstreckt sich die Vermarktung einer Ernte über das 
Ende des Wirtschaftsjahres hinaus; mit Hilfe der 
Übergangsvergütung soll vermieden werden, daß 
die am Ende des Wirtschaftsjahres normalerweise 
vorhandenen größeren Lagerbestände nicht in den 
letzten Monaten des Vermarktungsjahres zur Inter- 
vention kommen. 

Um das angestrebte Ziel zu erreichen, ist für die 
am Ende des Wirtschaftsjahres 1970/1971 vorhande- 
nen Getreidebestände die in Artikel 9 der Verord- 
nung Nr. 120/67/EWG vorgesehene Höchstvergütung 
zu zahlen. Die Rückkehr der französischen Mais- 
preise auf das Gemeinschaftsniveau hat zu einem 
Preisanstieg von 3,84 RE je Tonne (in absoluten 


Werten) geführt. In Frankreich ist deshalb die 
Übergangsvergütung um diesen Betrag zu verrin- 
gern. 

Für Getreide, das 1971 in der Gemeinschaft ge- 
erntet wurde und bei dem daher keine Erhöhung der 
Kosten durch Lagerung eingetreten ist, ist keine 
Übergangsvergütung zu gewähren. Wegen des Zu- 
sammenhangs, der zwischen dem Interventionssy- 
stem und der Übergangsvergütung besteht, ist diese 
nur für Getreide von gesunder und handelsüblicher 
Beschaffenheit im Sinne der gemäß Artikel 7 Absatz 
5 der Verordnung Nr. 120/67/EWG festgelegten Be- 
stimmungen zu zahlen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für die am Ende des Wirtschaftsjahres 1970/71 in der 
Gemeinschaft vorhandenen Bestände an zur Brother- 
stellung geeignetem Roggen wird eine Übergangs- 
vergütung gezahlt. Die Vergütung beträgt 4,73 RE 
je Tonne. 

Artikel 2 

Die Übergangsvergütung, die gemäß Artikel 9 Ab- 
satz 2 der Verordnung Nr. 120/67/EWG für die am 
Ende des Wirtschaftsjahres 1970/1971 in den Über- 
schußgebieten vorhandenen Bestände an Mais zu ge- 
währen ist, beträgt 5,04 RE je Tonne. 

In Frankreich wird diese Vergütung auf 1,20 RE je 
Tonne beschränkt. 

Artikel 3 

I Keine Übergangsvergütung wird gezahlt für Getrei- 
' de aus der Ernte des Jahres 1971 oder für Getreide, 
das nicht die für eine Intervention geforderte Min- 
destqualität aufweist oder - bei zur Brotherstellung 
geeignetem Roggen - den gemäß Artikel 7 Absatz 5 
I der Verordnung Nr. 120/67/EWG festgelegten Be- 
dingungen für Zuschläge nicht entspricht. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
; lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . S. . . . 


Geschehen zu Brüssel, den 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Gemäß Verordnung Nr. 120 67/EWG Artikel 9 be- 
stimmt der Rat jährlich vor dem 15. März auf Vor- 
schlag der Kommission nach dem Abstimmungsver- 
fahren des Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages, ob und 
inwieweit für eine oder mehrere in der Gemein- 
schaft geerntete Getreidesorten eine Übergangsver- 
gütung gewährt wird. 

Die Lage in der Gemeinschaft scheint so zu sein, daß 
bei Weichweizen größere Lieferungen zur Interven- 
tion nicht zu fürchten sind. Für Hartweizen und 
Gerste wurde noch nie eine Übergangsvergütung ge- 
währt, weil es schwierig, ja unmöglich ist, eingeführ- 
tes Getreide von in der Gemeinschaft geerntetem 
Getreide zu unterscheiden, insbesondere auf der Ver- 
arbeitungsstufe. 

Dagegen ist die Lage beim zur Brothersteilung geeig- 
neten Roggen weiterhin durch erhebliche Bestände 
bei den Interventionsstellen gekennzeichnet. 

Deshalb ist für den für Brotherstellung geeigneten 
Roggen eine Übergangsvergütung fcstzulegen, um 
zu vermeiden, daß er zur Intervention angeboten 
wird. 

Nach dem vorerwähnten Artikel 9 wird für Mais 
jedes Jahr eine Übergangsvergütung gewährt, üm 
das gewünschte Ergebnis zu erzielen, ist für diese 
Übergangsvergütung der Höchstbetrag festzulegen, 
d. h., die Differenz des zu Beginn und am Ende des 
Wirtschaftsjahres geltenden Richtpreises (4,73 RE t 
für Roggen; 5,04 RE/t für Mais). 


In Frankreich liegt der Preis für Mais am Ende des 
Wirtschaftsjahres entsprechend der folgenden mit 
dem Richtpreis durchgeführten Berechnung unter 
dem Gemeinschaftsniveau: 

Gemeinschaftsniveau RE/t 

(Ende des Wirtschaftsjahres) 

95,94 -F 6 (monatliche Zuschläge) 101,94 

Französischer Preis 

(Ende des Wirtschaftsjahres) 

(95,94 X 0,96) + 6 92,10 V 6 -- 98,10 

Erhöhung zur Angleichung 

der französischen Preise 3,84 

Infolgedessen ist von der Übergangsvergütung in 
Frankreich diese für die Angleichung der französi- 
schen Maispreise an das Gemeinschaftsniveau not- 
wendige Erhöhung in ihrem absoluten Wert, näm- 
lich 3,84 RE t, abzuziehen. 

Finanzielle Aspekte 

Die Maßnahme gehört zu den jährlich für das rei- 
bungslose Funktionieren der Marktorganisation ge- 
troffenen Vorkehrungen. Sie ist im Haushalt des 
EAGFL vorgesehen. Würde die Vergütung nicht ge- 
währt, so vzürde dies zu Interventionen und folglich 
zu größeren Ausgaben führen. 


3 



